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(COM(2020)0610 – C9-0309/2020 – 2020/0279(COD))

Sehr geehrter Herr Vorsitzender,

mit Schreiben vom 16. März 20221 haben Sie gemäß Artikel 40 Absatz 2 der Geschäftsordnung 
den Rechtsausschuss (JURI) um die Vorlage einer Stellungnahme zur Hinzufügung von 
Artikel 80 AEUV als Rechtsgrundlage für den Vorschlag für eine Verordnung des 
Europäischen Parlaments und des Rates über Asyl- und Migrationsmanagement und zur 
Änderung der Richtlinie (EG) 2003/109 des Rates und der vorgeschlagenen Verordnung (EU) 
XXX/XXX [Asyl- und Migrationsfonds] (COM(2020)0610)2 ersucht. 

Der Rechtsausschuss (JURI) hat den genannten Gegenstand in seiner Sitzung vom 17. Mai 
2022 geprüft.

I. Hintergrund

Am 23. September 2020 nahm die Kommission einen Vorschlag für eine Verordnung über 

1 D(2022)8317.
2 COM(2020)0610 vom 23.9.2020. 
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Asyl- und Migrationsmanagement an, die Teil des neuen Migrations- und Asylpakets ist. Der 
Vorschlag der Kommission stützt sich auf Artikel 78 Absatz 2 Buchstabe e und auf Artikel 79 
Absatz 2 Buchstaben a, b und c AEUV. 

Der Rechtsausschuss erörtert derzeit den Vorschlag mit Blick auf die Annahme eines Entwurfs 
eines Berichts. In seinem Ersuchen erklärt der LIBE-Ausschuss, dass nach einem vorgelegten 
Änderungsantrag zur Hinzufügung von Artikel 80 AEUV als Rechtsgrundlage für den 
Gesetzgebungsakt (Änderungsantrag 171) der Berichterstatter und sein Verhandlungsteam 
zwar noch mit der Ausarbeitung des Standpunkts des Europäischen Parlaments befasst seien, 
aber unbeschadet der Schlussfolgerung beschlossen hätten, mit einem Ersuchen um 
Stellungnahme des Rechtsausschusses fortzufahren. Im Ersuchen des LIBE-Ausschusses wird 
zudem ausgeführt, dass mit einer Reihe von im LIBE-Ausschuss vorgebrachten 
Änderungsanträgen ein spezifisches Ziel eingeführt werde, die Solidarität und gerechte 
Aufteilung der Verantwortlichkeiten unter den Mitgliedstaaten sicherzustellen (siehe z. B. 
Änderungsanträge 174, 184, 260 und 295).

Angesichts des Vorstehenden ersucht der LIBE-Ausschuss den Rechtsausschuss deshalb um 
die Vorlage einer Stellungnahme zur Hinzufügung des Artikels 80 AEUV als Rechtsgrundlage 
für den Vorschlag. 

Es sei darauf hingewiesen, dass die Frage, ob Artikel 80 AEUV als Rechtsgrundlage dienen 
könne, in der Vergangenheit im Rahmen der Annahme einer Verordnung des Europäischen 
Parlaments und des Rates zur Einrichtung des Asyl-, Migrations- und Integrationsfonds 2014 
aufgeworfen wurde. Der Rat lehnte dies ab und vertrat die Ansicht, dass Artikel 80 AEUV keine 
Rechtsgrundlage im Sinne des EU-Rechts ist. Die Kommission befürwortete den endgültigen 
Wortlaut der Verordnung ohne die Hinzufügung von Artikel 80 AEUV als Rechtsgrundlage, 
betonte jedoch, dass dies unbeschadet ihres Initiativrechts hinsichtlich der Wahl der 
Rechtsgrundlagen, insbesondere in Bezug auf den künftigen Rückgriff auf Artikel 80 AEUV, 
geschieht. 3 

Bei anderer Gelegenheit vertrat das Parlament die Ansicht, dass Artikel 80 AEUV in 
Verbindung mit Artikel 77–79 AEUV eine Rechtsgrundlage für die Umsetzung des 
Grundsatzes der Solidarität in den von diesen Artikeln abgedeckten Bereichen darstellt (Dritter 
Teil Titel V Kapitel 2 AEUV).4

II. Einschlägige Vertragsartikel

Titel V des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union („Der Raum der Freiheit, 
der Sicherheit und des Rechts“) enthält die einschlägigen Bestimmungen zu Kapitel 2 „Politik 
im Bereich Grenzkontrollen, Asyl und Einwanderung“, die wie folgt lauten (unsere 
Hervorhebung):

Artikel 78
(ex-Artikel 63 Nummern 1 und 2 und ex-Artikel 64 Absatz 2 EGV)

3 8256/14 ADD 1. 
4 Siehe Entschließung des Europäischen Parlaments vom 12. April 2016 über die Lage im Mittelmeerraum und 
die Notwendigkeit eines ganzheitlichen Ansatzes der EU für Migration (2015/2095(INI)), Punkt 1.
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1. Die Union entwickelt eine gemeinsame Politik im Bereich Asyl, subsidiärer Schutz und 
vorübergehender 
Schutz, mit der jedem Drittstaatsangehörigen, der internationalen Schutz benötigt, ein 
angemessener Status angeboten und die Einhaltung des Grundsatzes der Nicht-Zurückweisung 
gewährleistet werden soll. Diese Politik muss mit dem Genfer Abkommen vom 28. Juli 1951 
und dem Protokoll vom 31. Januar 1967 über die Rechtsstellung der Flüchtlinge sowie den 
anderen einschlägigen Verträgen im Einklang stehen.

2. Für die Zwecke des Absatzes 1 erlassen das Europäische Parlament und der Rat gemäß 
dem ordentlichen Gesetzgebungsverfahren Maßnahmen in Bezug auf ein gemeinsames 
europäisches Asylsystem, das Folgendes umfasst:

a) einen in der ganzen Union gültigen einheitlichen Asylstatus für Drittstaatsangehörige;

b) einen einheitlichen subsidiären Schutzstatus für Drittstaatsangehörige, die keinen 
europäischen Asylstatus erhalten, aber internationalen Schutz benötigen;

c) eine gemeinsame Regelung für den vorübergehenden Schutz von Vertriebenen im Falle eines 
Massenzustroms;

d) gemeinsame Verfahren für die Gewährung und den Entzug des einheitlichen Asylstatus 
beziehungsweise des subsidiären Schutzstatus;

e) Kriterien und Verfahren zur Bestimmung des Mitgliedstaats, der für die Prüfung eines 
Antrags auf Asyl oder subsidiären Schutz zuständig ist;

f) Normen über die Aufnahmebedingungen von Personen, die Asyl oder subsidiären Schutz 
beantragen;

g) Partnerschaft und Zusammenarbeit mit Drittländern zur Steuerung der Zuströme von 
Personen, die Asyl oder subsidiären beziehungsweise vorübergehenden Schutz beantragen.

3. Befinden sich ein oder mehrere Mitgliedstaaten aufgrund eines plötzlichen Zustroms von 
Drittstaatsangehörigen in einer Notlage, so kann der Rat auf Vorschlag der Kommission 
vorläufige Maßnahmen zugunsten der betreffenden Mitgliedstaaten erlassen. 
Er beschließt nach Anhörung des Europäischen Parlaments.

Artikel 79
(ex-Artikel 63 Nummern 3 und 4 EGV)

1. Die Union entwickelt eine gemeinsame Einwanderungspolitik, die in allen Phasen eine 
wirksame Steuerung der Migrationsströme, eine angemessene Behandlung von 
Drittstaatsangehörigen, die sich rechtmäßig in einem Mitgliedstaat aufhalten, sowie die 
Verhütung und verstärkte Bekämpfung von illegaler Einwanderung und Menschenhandel 
gewährleisten soll.

2. Für die Zwecke des Absatzes 1 erlassen das Europäische Parlament und der Rat gemäß 
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dem ordentlichen Gesetzgebungsverfahren Maßnahmen in folgenden Bereichen:
a) Einreise- und Aufenthaltsvoraussetzungen sowie Normen für die Erteilung von Visa und 
Aufenthaltstiteln für einen langfristigen Aufenthalt, einschließlich solcher zur 
Familienzusammenführung, durch die Mitgliedstaaten;
b) Festlegung der Rechte von Drittstaatsangehörigen, die sich rechtmäßig in einem 
Mitgliedstaat aufhalten, einschließlich der Bedingungen, unter denen sie sich in den anderen 
Mitgliedstaaten frei bewegen und aufhalten dürfen;
c) illegale Einwanderung und illegaler Aufenthalt, einschließlich Abschiebung und 
Rückführung solcher Personen, die sich illegal in einem Mitgliedstaat aufhalten;
d) Bekämpfung des Menschenhandels, insbesondere des Handels mit Frauen und Kindern.

3. Die Union kann mit Drittländern Übereinkünfte über eine Rückübernahme von 
Drittstaatsangehörigen in ihr Ursprungs- oder Herkunftsland schließen, die die 
Voraussetzungen für die Einreise in das Hoheitsgebiet eines der Mitgliedstaaten oder die 
Anwesenheit oder den Aufenthalt in diesem Gebiet nicht oder nicht mehr erfüllen.

4. Das Europäische Parlament und der Rat können gemäß dem ordentlichen 
Gesetzgebungsverfahren unter Ausschluss jeglicher Harmonisierung der Rechtsvorschriften 
der Mitgliedstaaten Maßnahmen festlegen, mit denen die Bemühungen der Mitgliedstaaten um 
die Integration der sich rechtmäßig in ihrem Hoheitsgebiet aufhaltenden 
Drittstaatsangehörigen gefördert und unterstützt werden.

5. Dieser Artikel berührt nicht das Recht der Mitgliedstaaten, festzulegen, wie viele 
Drittstaatsangehörige aus Drittländern in ihr Hoheitsgebiet einreisen dürfen, um dort als 
Arbeitnehmer oder Selbstständige Arbeit zu suchen.

Artikel 80

Für die unter dieses Kapitel fallende Politik der Union und ihre Umsetzung gilt der Grundsatz 
der Solidarität und der gerechten Aufteilung der Verantwortlichkeiten unter den 
Mitgliedstaaten, einschließlich in finanzieller Hinsicht. Die aufgrund dieses Kapitels 
erlassenen Rechtsakte der Union enthalten, immer wenn dies erforderlich ist, entsprechende 
Maßnahmen für die Anwendung dieses Grundsatzes.

III. Rechtsprechung des EuGH zur Wahl der Rechtsgrundlage

Der Gerichtshof betrachtet die Frage der angemessenen Rechtsgrundlage traditionell als 
Angelegenheit von verfassungsmäßiger Bedeutung zur Wahrung des Grundsatzes der 
begrenzten Einzelermächtigung (Artikel 5 EUV) und zur Festlegung der Art und des Umfangs 
der Zuständigkeiten der Union.5 

Nach der ständigen Rechtsprechung des Gerichtshofs muss sich „die Wahl der Rechtsgrundlage 
eines gemeinschaftlichen Rechtsakts auf objektive, gerichtlich nachprüfbare Umstände 

5 Gutachten 2/00, ECLI:EU:C:2001:664, Rn. 5.
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gründen, zu denen insbesondere das Ziel und der Inhalt des Rechtsakts gehören“.6 Die Wahl 
einer falschen Rechtsgrundlage kann daher ein Grund für die Nichtigerklärung des betreffenden 
Rechtsakts sein. In diesem Zusammenhang sind der Wunsch eines Organs, am Erlass eines 
bestimmten Rechtsakts intensiver beteiligt zu werden, der Kontext, in dem ein Rechtsakt 
erlassen wurde, und die aus anderen Gründen durchgeführte Arbeit auf dem betreffenden 
Gebiet ohne Bedeutung für die Bestimmung der korrekten Rechtsgrundlage.7 

Ergibt die Prüfung eines Rechtsakts, dass er zwei Zielsetzungen hat oder zwei Komponenten 
umfasst, und lässt sich eine von ihnen als die hauptsächliche oder überwiegende ausmachen, 
während die andere nur nebensächliche Bedeutung hat, so ist der Rechtsakt nur auf eine 
Rechtsgrundlage zu stützen, und zwar auf die, die die hauptsächliche oder überwiegende 
Zielsetzung oder Komponente erfordert.8 Ausnahmsweise gilt, dass ein Rechtsakt, der 
gleichzeitig mehrere Zielsetzungen hat oder Komponenten umfasst, die untrennbar miteinander 
verbunden sind, ohne dass die eine gegenüber der bzw. den anderen nur zweitrangig und 
mittelbar ist, auf die verschiedenen einschlägigen Rechtsgrundlagen gestützt werden muss.9 
Dies wäre jedoch nur möglich, wenn die für die jeweiligen Rechtsgrundlagen vorgesehenen 
Verfahren nicht miteinander unvereinbar sind und die Rechte des Europäischen Parlaments 
nicht beeinträchtigt werden.10 Außerdem muss die gewählte Maßnahme der vorgeschriebenen 
Art des Gesetzgebungsakts entsprechen, wenn dies im Vertrag festgelegt ist.

IV. Ziel und Inhalt der vorgeschlagenen Maßnahme

In der Begründung weist die Kommission auf die verschiedenen Ziele des Vorschlags hin, die 
Folgende einschließen: 

„einen gemeinsamen Rahmen festzulegen, der auf Grundlage der Prinzipien der integrierten 
Politikgestaltung, der Solidarität und einer gerechten Teilung der Verantwortung zu einem 
Gesamtkonzept für das Asyl- und Migrationsmanagement beiträgt;“ und 

„die Teilung der Verantwortung durch einen neuen Solidaritätsmechanismus sicherzustellen, 
indem ein System geschaffen wird, das in normalen Zeiten dauerhafte Solidarität gewährleistet 
und die Mitgliedstaaten mit wirksamen Maßnahmen (...) unterstützt, wenn sie mit 
Migrationsdruck konfrontiert sind“. Dieses Vorgehen umfasst auch ein spezifisches Verfahren 
für solidarisches Vorgehen, das bei Ankünften nach Such- und Rettungseinsätzen greift. 

Wie in Erwägung 2 dargelegt, wird mit dem Vorschlag für eine Verordnung ein gemeinsamer 
Rahmen für die Maßnahmen der Union und der Mitgliedstaaten im Bereich Asyl- und 

6 Urteil vom 8. September 2009, Kommission/Parlament und Rat, C-411/06, EU:C:2009:518, Rn. 45 und die 
dort angeführte Rechtsprechung. Siehe Parlament/Rat, C-130/10, EU:C:2012:472, Rn. 42 und dort angeführte 
Rechtsprechung.
7 Urteil vom 4. April 2000, Kommission/Rat, C-269/97, ECLI:EU:C:2000:183, Rn. 44.
8 Urteil vom 22. Oktober 2013, Kommission/Rat, C-137/12, EU:C:2013:675, Rn. 53; Kommission/Parlament 
und Rat, C-411/06, EU:C:2009:518, Rn. 46 und die dort angeführte Rechtsprechung; Parlament/Rat, C-490/10, 
EU:C:2012:525, Rn. 45; Parlament/Rat, C-155/07, C-155/07, EU:C:2008:605, Rn. 34.
9 Kommission/Rat, C-211/01, ECLI:EU:C:2003:452, Rn. 40; Kommission/Europäisches Parlament und Rat, C-
178/03, ECLI:EU:C:2006:4, Rn. 43–56.
10 Kommission/Rat („Titandioxid“), C-300/89, ECLI:EU:C:1991:244, Rn. 17–25; Portugal/Rat, C-268/94, 
ECLI:EU:C:1996:461.
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Migrationsmanagement auf dem Grundsatz der Solidarität und einer gerechten Teilung der 
Verantwortung nach Maßgabe von Artikel 80 des AEUV festgelegt. Zudem wird in dem 
Vorschlag ein Solidaritätsmechanismus eingeführt, der Maßnahmen zur Förderung einer 
gerechten Teilung der Verantwortung und einer ausgewogenen Verteilung der Belastung 
zwischen den Mitgliedstaaten auch im Bereich Rückkehr/Rückführung beinhaltet (siehe 
Erwägungen 16 und 27). 

In Erwägung 35 des Verschlags wird erläutert, dass er auf den gemäß der Verordnung (EU) 
Nr. 604/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates geltenden Grundsätzen beruhen und 
dabei den Grundsatz der Solidarität und der gerechten Teilung der Verantwortung als 
Bestandteil des gemeinsamen Rahmens weiterentwickeln sollte. Zu diesem Zweck sollte ein 
neuer Solidaritätsmechanismus Vorsorgemaßnahmen der Mitgliedstaaten zum 
Migrationsmanagement, zur Reaktion auf Situationen, in denen die Mitgliedstaaten mit 
Migrationsdruck konfrontiert sind, stärken und eine regelmäßige solidarische Unterstützung 
zwischen den Mitgliedstaaten erleichtern. 

In Erwägung 78 wird dargelegt, dass das Ziel des Vorschlags in der „Festlegung der Kriterien 
und Verfahren zur Bestimmung des Mitgliedstaats, der für die Prüfung eines Antrags auf 
internationalen Schutz zuständig ist, den ein Drittstaatsangehöriger oder Staatenloser in einem 
Mitgliedstaat gestellt hat, und die Einrichtung eines Solidaritätsmechanismus zur Unterstützung 
der Mitgliedstaaten bei der Bewältigung von Migrationsdruck“ besteht.

Inhaltlich wird gemäß Artikel 1 – „[i]m Einklang mit dem Grundsatz der Solidarität und einer 
gerecht geteilten Verantwortung sowie dem Ziel, das gegenseitige Vertrauen zu stärken“ – in 
dem Vorschlag ein gemeinsamer Rahmen für Asyl- und Migrationsmanagement in der Union 
festgelegt (Teil II), eine Reihe von Kriterien und Mechanismen vorgegeben, anhand derer der 
für die Prüfung eines Antrags auf internationalen Schutz zuständige Mitgliedstaat zu bestimmen 
ist (Teil III), und ein Solidaritätsmechanismus eingeführt (Teil IV). 

In Teil II werden allgemein die Komponenten des Rahmens aufgeführt, wie internationale 
Zusammenarbeit, Visumpolitik, Grenzmanagement, Besitzstand im Asylbereich und 
Rückkehrmanagement. Darüber hinaus werden der Grundsatz der integrierten Politikgestaltung 
und der Grundsatz der Solidarität und der gerechten Aufteilung der Verantwortlichkeiten 
festgelegt. Zudem ist in Teil II die Festlegung von Strategien für das Migrationsmanagement 
durch die Union und die Mitgliedstaaten geregelt, und es ist ein Mechanismus zur Verbesserung 
der Zusammenarbeit der Drittländer bezüglich Rückübernahmen vorgesehen. Er enthält einen 
spezifischen Artikel zum Grundsatz der Solidarität und der gerechten Aufteilung der 
Verantwortlichkeiten (Artikel 5), nach dem „[b]ei der Erfüllung ihrer Verpflichtungen [...] die 
Mitgliedstaaten den Grundsatz der Solidarität und einer gerechten Teilung der Verantwortung 
[beachten] und [...] dem gemeinsamen Interesse am wirksamen Funktionieren der Politik der 
Union im Bereich Asyl- und Migrationsmanagement Rechnung [tragen]“, und es wird eine 
Reihe von Maßnahmen aufgeführt, die die Mitgliedstaaten zu ergreifen haben. 

Teil III des Vorschlags enthält die Bestimmungen, mit denen der derzeitige Dublin-Besitzstand 
ersetzt wird, d. h. Bestimmungen zur Festlegung von Kriterien zur Bestimmung des 
Mitgliedstaats, der für die Prüfung eines Antrags auf internationalen Schutz zuständig ist. 

In Teil IV wird ein Mechanismus eingeführt, nach dem Solidaritätsbeiträge zugunsten eines 
Mitgliedstaats, der unter Migrationsdruck steht, oder im Zusammenhang mit Ausschiffungen 
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nach Such- und Rettungseinsätzen geleistet werden.

Des Weiteren werden in den Teilen I und V der Anwendungsbereich und die 
Begriffsbestimmungen des Vorschlags sowie eine Reihe von allgemeinen Bestimmungen 
festgelegt, unter anderem zum Datenschutz, zur Annahme von Durchführungsrechtsakten und 
delegierten Rechtsakten und zur Bewertung des Vorschlags. 

Teil IV enthält eine Änderung 1) der Richtlinie über den langfristigen Aufenthalt, damit 
Personen, die internationalen Schutz genießen, nach drei Jahren legalem und 
ununterbrochenem Aufenthalt den Status eines langfristig Aufenthaltsberechtigten erhalten 
können, und 2) der Verordnung zur Einrichtung des Asyl-, Migrations- und Integrationsfonds, 
um finanzielle Anreize für Übernahmen vorzusehen.

Teil VII enthält die Übergangs- und Schlussbestimmungen.

V. Analyse 

Die in dieser Stellungnahme dargelegte Analyse erfolgt ausschließlich unter Bezugnahme auf 
den Vorschlag der Kommission in der vorliegenden Fassung. Angesichts des Ersuchens des 
LIBE-Ausschusses um eine Stellungnahme des Rechtsausschusses zur Hinzufügung von 
Artikel 80 AEUV als Rechtsgrundlage für den Vorschlag ist in der vorliegenden Stellungnahme 
zunächst der Charakter von Artikel 80 AEUV zu betrachten und zu bewerten, ob er 
Zuständigkeiten für den Erlass von Gesetzgebungsakten verleiht. 

Der erste Satz von Artikel 80 AEUV ist in einer Weise formuliert, die einschließt, dass die im 
Dritten Teil Titel V Kapitel 2 AEUV festgelegte Politik und ihre Umsetzung dem Grundsatz 
der Solidarität folgen sollten: 

„Für die unter dieses Kapitel fallende Politik der Union und ihre Umsetzung gilt der Grundsatz 
der Solidarität und der gerechten Aufteilung der Verantwortlichkeiten unter den 
Mitgliedstaaten, einschließlich in finanzieller Hinsicht.“

Im ersten Satz von Artikel 80 AEUV wird der Union keine spezielle Zuständigkeit für das 
Erlassen von Gesetzgebungsmaßnahmen zugewiesen, sondern vielmehr scheint präzisiert zu 
werden, wie die der Union in Kapitel 2 (d. h. Artikel 77 bis 79 AEUV) übertragenen 
Zuständigkeiten ausgeübt werden sollten. 

Es wird ein „Grundsatz“ verankert (nämlich der „Grundsatz der Solidarität und der gerechten 
Aufteilung der Verantwortlichkeiten unter den Mitgliedstaaten, einschließlich in finanzieller 
Hinsicht“), der für bestehende Zuständigkeiten gilt. Nach dem Juristischen Dienst sollten solche 
Grundsätze, wie diejenigen, die für die Ausübung der Zuständigkeiten der Union gelten (wie 
die Grundsätze der Subsidiarität und der Verhältnismäßigkeit), nicht in den Bezugsvermerken 
eines Gesetzgebungsakts als Teil der „Rechtsgrundlage“ genannt werden, sondern vielmehr 
sollte in den Erwägungen eines Gesetzgebungsaktes auf sie eingegangen werden.

Artikel 80 Satz 2 AEUV lautet wie folgt: 

„Die aufgrund dieses Kapitels erlassenen Rechtsakte der Union enthalten, immer wenn dies 
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erforderlich ist, entsprechende Maßnahmen für die Anwendung dieses Grundsatzes.“

In Artikel 80 Satz 2 AEUV wird der Unionsgesetzgeber verpflichtet, in auf der Grundlage der 
Artikel 77, 78 und/oder 79 (Dritter Teil Titel V Kapitel 2 AEUV) erlassene Rechtsvorschriften 
angemessene Maßnahmen aufzunehmen, um den Grundsatz der Solidarität und der gerechten 
Aufteilung der Verantwortlichkeiten anzuwenden, wann immer dies notwendig ist. 

In Artikel 80 Satz 2 AEUV wird keine Zuständigkeit für das Erlassen eines Gesetzgebungsakts 
ausschließlich auf seiner Grundlage verliehen, sondern eine Verpflichtung begründet, in diesen 
Gesetzgebungsakt (der auf der Grundlage der Artikel 77, 78 und/oder 79 AEUV erlassen wird) 
geeignete Maßnahmen aufzunehmen, um dem Grundsatz Rechnung zu tragen, sofern dies 
notwendig ist; was für sich genommen nicht eine Bezugnahme auf Artikel 80 AEUV in den 
Bezugsvermerken zu erfordern scheint, um diese Pflicht zu aktivieren. 

Der Gerichtshof hat sich nicht ausdrücklich zur Anwendung von Artikel 80 AEUV als 
Rechtsgrundlage geäußert, es kann aber aus einer Reihe von Rechtssachen die Schlussfolgerung 
gezogen werden, dass ein im Bereich Grenzkontrollen, Asyl und Einwanderung erlassener 
Rechtsakt in jedem Fall mit Artikel 80 AEUV in Einklang stehen sollte, auch wenn dieser 
Artikel nicht als Rechtsgrundlage genannt wird.11

Der Vorschlag kann deshalb zur Aufnahme (zusätzlicher) geeigneter Maßnahmen geändert 
werden, mit denen der Grundsatz der Solidarität und der gerechten Aufteilung der 
Verantwortlichkeiten angewendet wird, ohne dass Artikel 80 AEUV als Rechtsgrundlage 
hinzugefügt werden muss. Es wäre jedoch angemessen, diese Maßnahmen in einer Erwägung 
zu erläutern.

VI. Fazit und Empfehlung

Für nach den Artikeln 77 bis 79 AEUV erlassene Rechtsakte gilt in jedem Fall der Grundsatz 
der Solidarität und der gerechten Aufteilung der Verantwortlichkeiten unter den 
Mitgliedstaaten, einschließlich in finanzieller Hinsicht, und sie müssen erforderlichenfalls 
geeignete Maßnahmen enthalten, um diesem Grundsatz gemäß Artikel 80 AEUV Wirkung zu 
verleihen. 

In seiner Sitzung am 17. Mai 2022 beschloss der Rechtsausschuss mit 19 Stimmen bei 
1 Gegenstimme und 1 Enthaltung12, dem Ausschuss für bürgerliche Freiheiten, Justiz und 
Inneres zu empfehlen, dass die Hinzufügung des Artikels 80 AEUV als Rechtsgrundlage für 
den Vorschlag der Kommission für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des 
Rates über Asyl- und Migrationsmanagement nicht erforderlich ist, ihr aber nichts 

11 Urteil vom 26. Juli 2017, Jafari, C-646/16, EU:C:2017:586, Rn. 100; Urteil vom 2. April 2020, Kommission/ 
Polen, C-715/17, C-718/17 und C-719/17, Rn. 181).
12 Bei der Schlussabstimmung waren folgende Mitglieder anwesend: Adrián Vázquez Lázara (Vorsitzender), 
Sergey Lagodinsky (stellvertretender Vorsitzender), Marion Walsmann (stellvertretende Vorsitzende), Lara 
Wolters (stellvertretender Vorsitzende), Raffaele Stancanelli (stellvertretender Vorsitzender), Pascal Arimont, 
Manon Aubry, Gunnar Beck, Daniel Buda, Geoffroy Didier, Ibán García Del Blanco, Jean Paul Garraud, Esteban 
González Pons, Sergey Lagodinsky, Gilles Lebreton, Maria-Manuel Leitão-Marques, Karen Melchior, Sabrina 
Pignedoli, Jiří Pospíšil, Franco Roberti, Raffaele Stancanelli, Yana Toom (für Pascal Durand), Axel Voss, Tiemo 
Wölken, Javier Zarzalejos.
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entgegensteht. 

Mit vorzüglicher Hochachtung

Adrián Vázquez Lázara


